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I. Die 
Stiftungsrechtsreform-

Überblick
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• „Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes“ ist am 

1. Juli 2023 in Kraft getreten: 

• Viele Möglichkeiten zur Neugestaltung von Stiftungen (z.B. Satzungsänderungen) wurden erstmals 

gesetzlich festgehalten und/oder vereinfacht.

• Die §§ 80 ff. BGB sind zum Teil neu gefasst und um neue Vorschriften ergänzt worden.

• Aktuelle Landesstiftungsgesetze: Beschränkung auf Regelungen zur Stiftungsaufsicht (keine 

stiftungszivilrechtlichen Regelungen mehr).

I. Die Stiftungsrechtsreform - Überblick

1. Eckpunkte der Stiftungsrechtsreform
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• Das Stiftungszivilrecht soll vereinheitlicht und abschließend geregelt werden, ohne das Stiftungsrecht 

grundlegend zu verändern.

• Problem: Unterschiedliche Ausgestaltungen des Landesstiftungsrechts.

• Förderung von Rechtssicherheit durch Beseitigung von Zweifeln an der Gültigkeit von Vorschriften der 

Landesstiftungsgesetze wegen konkurrierender, abschließender bundesrechtlicher Regelungen.

• Förderung der Rechtsfortbildung durch Entscheidungen der Gerichte über Bundesrecht.

• Ziel war es, dadurch neue und bestehende Stiftungen deutlich flexibler oder hierdurch attraktiver 

gegenüber den Alternativen zur Stiftung zu machen.

I. Die Stiftungsrechtsreform - Überblick

2. Überblick – Ziele des Gesetzes
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Insbes.:

• (Form-)Erleichterungen bei der Stiftungsgründung 

• Zusammensetzung und Erhalt des Stiftungsvermögens 

• Business Judgement Rule

• Satzungsänderungen

• Zulegung und Zusammenlegung 

• Auflösung und Aufhebung von Stiftungen

• Einführung eines Stiftungsregisters

I. Die Stiftungsrechtsreform - Überblick

3. Wesentliche Änderungen
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II. Das Stiftungsgeschäft
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1) Form des Stiftungsgeschäfts

• Früher str.: hM ließ schon damals Schriftform auch bei Verpflichtung zur Übertragung von Grundstücken 

oder GmbH Anteilen ausreichen  

• Klarstellung in § 81 Abs. 3 BGB - Schriftform reicht

2) Form des Übertragungsgeschäfts

• Vom Stifter im Stiftungsgeschäft gewidmete Rechte, zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag genügt, 

mit der Anerkennung der Stiftung als rechtsfähig automatisch auf diese über, § 82a S. 2 BGB.

• Gilt auch für Gesellschaftsanteile, insbesondere der GmbH (= formfreier Übergang!)

II. Das Stiftungsgeschäft

Formerleichterungen für die Ausstattung bei Gründung
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III. Vorgaben für die 
Anlagestrategie
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Grundsätze der Vermögensverwaltung

• Stiftungsgelder sind nach den Grundsätzen einer sicheren und wirtschaftlichen Vermögensverwaltung und dem erkennbaren oder 

mutmaßlichen Stifterwillen anzulegen. 

• Pflicht, das vom Stifter übertragene Vermögen gemäß der stifterischen Zweckbestimmung als Ertragsquelle zu nutzen.

/ Erträge zur dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks zu bemühen 

 Zielkonflikt zwischen Vermögenserhalt und Zweckverwirklichung.

 Zielkonflikt zwischen „Rentabilität“ und „Sicherheit“ einer Anlage.

/ Hochriskante Spekulationsgeschäfte sind unzulässig (ebenso aber auch die ausschließliche Anlage mit negativen Zinsen).
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III. Vorgaben für die Anlagestrategie

1. Vermögensrechtliche Pflichten des Stiftungsvorstands
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• Vorgaben durch den Stifter / Gesetz

/ Grundstockvermögen vers. Sonstiges Vermögen.

/ Stiftungszweck; insbesondere sind Vermögensanlagen, die dem Stiftungszweck widersprechen, pflichtwidrig.

/ Sonstige Vorgaben in Satzung, Anlagerichtlinien oder Kapitalerhaltungskonzept.

/ ggf. auch Einstellen ungeschriebene Vorstellungen Stifter (z.B. eigene Einstellung des Stifters zum Eingehen von Risiken). 

• Hat der Stifter keine Vorgaben gemacht, obliegt dem Vorstand die Vermögensverwaltung nach pflichtgemäßem Ermessen.

• Vorgaben durch den Zuwendenden (Zuwendung unter Auflage)
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III. Vorgaben für die Anlagestrategie

2. Vermögensrechtliche Pflichten des Stiftungsvorstands
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Grundstockvermögen  Pflicht zum ungeschmälerten Erhalt (§ 83c Abs. 1 S. 1 BGB); Erfüllung des Stiftungszwecks 

nur durch Nutzungen des Grundstockvermögens.

Sonstiges Vermögen  Unmittelbarer Verbrauch für die Erfüllung des Stiftungszwecks zulässig bzw. ggf. sogar

geboten (z.B. zeitnahe Mittelverwendung Spenden).



• Als Anlageformen kommen insbesondere die folgenden Assetklassen in Betracht:

/ Liquidität

/ Aktien

/ Anleihen

/ Immobilien

/ Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen

/ Forderungen, Darlehen

/ Kunstgegenstände

/ Alternative Investments (z.B. Hedge Fonds, Private Equity-Fonds, Rohstoffe, Krypto-Assets)

• Grundsätzlich Anlagefreiheit, faktisch oft aber sicherheitsorientierte Anlage (festverzinsliche Wertpapiere, Immobilien, ggf. einzelne 

Aktien, Aktienfonds)
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III. Vorgaben für die Anlagestrategie

3. Anlageformen (1)
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Es gilt die Portfolio-Theorie:

• Es sind nicht jegliche finanziellen Risiken zu vermeiden, sondern lediglich unnötige finanzielle Risiken.

• Diversifizierungsgebot (ausgewogenes Rendite- und Risikoprofil des gesamten Stiftungsvermögens).

• Entscheidung nach Art Stiftungsvermögen, Stiftungszweck und notwendigem Cashflow. 

• Bei risikoreichen Anlageformen sind regelmäßig Marktsicherungsmaßnahmen in Betracht zu ziehen, z.B.

/ Overlay Management

/ Hedging-Positions

/ SWAPS

/ Wertsicherungsfonds

/ Covered Call Writing and Put System

Letztverantwortlichkeit beim Vorstand

• Delegation von Vermögensverwaltung ist zulässig, die Delegation der Verantwortung nicht. Dem Gesamtvorstand 

obliegt die ständige Überwachung auf einer informierten Grundlage.
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III. Vorgaben für die Anlagestrategie

4. Portfolio-Theorie
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IV. Die Haftung des 
Stiftungsvorstandes bei 
Anlageentscheidungen
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„Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Mitglied des Organs bei der Geschäftsführung unter 

Beachtung der gesetzlichen und satzungsgemäßen Vorgaben vernünftigerweise annehmen durfte, auf der 

Grundlage angemessener Informationen zum Wohle der Stiftung zu handeln.“ (§ 84 Abs. 2 S. 2 BGB)
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IV. Die Haftung des Stiftungsvorstandes bei Anlageentscheidungen

1. Kodifizierung der Business Judgement Rule

Step 1: Ausreichende Informationsgrundlage:

• Je bedeutender/ risikoreicher die Entscheidung, 

desto sorgfältiger muss die Entscheidungs-

grundlage ermittelt werden. 

 Angemessenheit bestimmt sich anhand des 

jeweiligen Vorhabens.

• Grds. alle zur Verfügung stehenden 

Erkenntnisquellen ausschöpfen.

• Ggf. Einschaltung sachkundiger Dritter. 

• Kostenaufwand muss im Verhältnis zur 

Entscheidung stehen.

Step 2: Abwägung:

• Verschiede Informationen analysieren und bewerten.

• Entscheidung frei von Sonderinteressen und 

sachfremden Einflüssen treffen.

• Vor- und Nachteile unter Berücksichtigung des ges. 

Anlageportfolios der Stiftung bewerten:

• Risikostreuung (Klumpenrisiken vermeiden)/ 

Diversifizierung des Portfolios.

• Portfolio kann neben ertragsärmeren/ sicheren 

Anlagen auch risikobehaftetere Anlagen 

enthalten.
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• Anlageentscheidung/ Abwägung sollte nachvollziehbar dokumentiert werden.

• Bei der späteren Überprüfung der Entscheidung ist die ex-ante Perspektive maßgeblich.

• Vermögensanlage muss intern laufend überprüft werden:

/ Vorübergehende Wertschwankungen können hingenommen werden.

/ Wenn ein nachhaltiger Vermögenserhalt jedoch gefährdet erscheint, muss Vermögensumschichtung in Betracht gezogen werden.

Achtung: Nicht nur die ursprüngliche Anlageentscheidung kann pflichtwidrig sein, eine fehlende Überprüfung bzw. unterlassene 

Umschichtung kann ebenfalls eine Haftung begründen.

• Beauftragung Vermögensverwalter/ Anlageberater: 

/ Vorstand muss die Berater sorgfältig auswählen und überwachen. 

/ Keine Pflicht der Berater stiftungsrechtliche Verpflichtungen einzuhalten. Dritte müssen allerdings nach den allgemeinen 

Grundsätzen zur anlegergerechten Beratung prüfen, ob die empfohlene Anlage zu den Anlagezielen und der Risikobereitschaft des

Anlegers passt. 
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IV. Die Haftung des Stiftungsvorstandes bei Anlageentscheidungen

2. Dokumentation und Überprüfung von Anlageentscheidungen
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V. Die „notleidende“ 
Stiftung
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Nach § 85 Abs. 1 S. 4 BGB kann eine auf unbestimmte Zeit errichtete Stiftung durch Satzungsänderung in 

eine Verbrauchsstiftung umgestaltet werden.

Voraussetzungen:

• Stiftungszweck kann nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllt werden (insb. bei dauerhaften Fehlen 

von ausreichenden Mitteln für die nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks).

• Nach der Umwandlung in eine Verbrauchsstiftung kann die Stiftung ihren Zweck wieder dauernd und 

nachhaltig erfüllen, § 85 Abs. 1 S. 3 BGB (Prognose).

• Umwandlung entspricht dem Stifterwillen, § 83 Abs. 2 BGB.

Umsetzung: 

Beschluss der zuständigen Stiftungsorgane über die Satzungsänderung und Genehmigung der 

Satzungsänderung durch die Stiftungsbehörde.
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V. Die „notleidende“ Stiftung

1. Umwandlung in eine Verbrauchsstiftung
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• Möglichkeit der Zulegung bzw. Zusammenlegung wird nicht mehr als eine besondere Form der Auflösung 

bzw. Aufhebung einer Stiftung behandelt.

• In den §§ 86-86h BGB hat die Gesetzgebung nunmehr ein besonderes stiftungsrechtliches Verfahren 

vorgesehen; welches sich an den Vorschriften des UmwG zur Verschmelzung orientieren.

• Zulegung und Zusammenlegung sind lediglich ultima ratio und nur dann zulässig, wenn sich für die 

Stiftungen die Verhältnisse wesentlich verändert haben und eine Anpassung durch Satzungsänderung 

nicht möglich ist oder wenn schon seit Errichtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine Auflösung nach 

§ 87 Abs. 1 S. 1 BGB vorlagen (§ 86 Nr. 1 BGB). 

• In der Praxis relevant für sog. notleidende Stiftung = Stiftungen, die nicht über ein ausreichendes 

Grundstockvermögen verfügen, um ihre satzungsmäßigen Zwecke zu erfüllen. 

V. Die „notleidende“ Stiftung

2. Zulegung und Zusammenlegung (1)
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Voraussetzungen für die Zulegung

(§ 86 BGB):

1. Wesentliche Änderung der Verhältnisse nach 

Stiftungserrichtung

2. Satzungsänderung nach § 85 Abs. 2-4 BGB reichen 

nicht aus

3. Zweck der übernehmenden Stiftung entspricht im 

Wesentlichen einem Zweck der zugelegten Stiftung

4. Gesicherte Annahme, dass Zweck der 

übernehmenden Stiftung kann weiterhin dauerhaft

und nachhaltig erfüllt werden kann

5. Rechte von Personen, für die in der Satzung der 

übertragenen Stiftung Ansprüche auf 

Stiftungsleistungen begründet sind, bleiben gewahrt

V. Die „notleidende“ Stiftung

2. Zulegung und Zusammenlegung (2)
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Übertragende Stiftung

Übernehmende Stiftung

Gesamtrechtsnachfolge
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V. Die „notleidende“ Stiftung

2. Zulegung und Zusammenlegung (3) 
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Voraussetzungen für die Zusammenlegung

(§ 86a BGB):

1. Zusammenlegung von mindestens zwei übertragenen 

Stiftungen

2. Wesentliche Änderung der Verhältnisse nach 

Stiftungserrichtung

3. Satzungsänderung nach § 85 Abs. 2-4 BGB reichen 

nicht aus

4. Gesicherte Annahme, dass neue Stiftung die Zwecke 

der übertragenden Stiftungen im Wesentlichen in 

gleicher Weise dauerhaft und nachhaltig erfüllen kann

5. Rechte von Personen, für die in der Satzung der 

übertragenen Stiftung Ansprüche auf Stiftungsleistungen 

begründet sind, bleiben gewahrt

Übertragende Stiftung

Neue Stiftung

Gesamtrechtsnachfolge

Übertragende Stiftung
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VI. Das Stiftungsregister
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• Neugründungen: Eintragung ab dem 1. Januar 2026

• Bestandsstiftungen: Frist bis zum 31. Dezember 2026

• Inhalt: insbes. Vertreter, Stiftungssatzung

• Einschränkung der Einsichtnahme ist möglich. 

VI. Das Stiftungsregister

Einführung eines Stiftungsregisters
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Das ist Oppenhoff

Mitarbeitende Standorte Anwält*innenFachbereiche

• Eine führende unabhängige deutsche Wirtschaftskanzlei.

• Full Service auf höchstem Niveau – von A wie Arbeitsrecht bis Z wie Zollrecht. 

• Mandanten sind führende deutsche und internationale Unternehmen.

• Langjährige und umfassende Erfahrung bei der Durchführung und Koordination komplexer und 

grenzüberschreitender Mandate. 

• Als Unterzeichner der Charta der Vielfalt glauben wir, dass die Vielfalt unserer Teams ein wichtiger 

Faktor zur Erreichung von Spitzenleistungen ist.

Die Kanzlei



Unser Angebot (Auswahl)

Die Kanzlei

Oppenhoff: Protect - Sicherheit für Menschen mit besonderem Profil

Diskretion und Sicherheit sind für Menschen mit Vermögen, öffentlicher Präsenz oder 

unternehmerischer Verantwortung nicht verhandelbar. Sichtbarkeit schafft Angriffsfläche – rechtlich, 

medial, persönlich. Unser Beraternetzwerk Oppenhoff: Protect unterstützt Sie individuell in allen 

Lebenslagen.

Oppenhoff: Zukunftssicher - Ihre Vorsorge auf unserem Prüfstand 

Testamente, Vollmachten, Unternehmen oder Auslandsvermögen - es sind viele Punkte zu 

beachten, um im Ernstfall abgesichert zu sein. Eine durchdachte und perfekt abgestimmte Vorsorge 

ist entscheidend. Nutzen Sie „Oppenhoff: Zukunftssicher“ und stellen Sie gemeinsam mit uns Ihre 

Vorsorge auf die Probe.

Oppenhoff : NextGen Academy

Mit unserer individuell auf Sie zugeschnittenen Oppenhoff NextGen Academy unterstützen wir Sie 

dabei, die nächste Generation fit für die Unternehmensnachfolge zu machen. Wir vermitteln Ihnen 

wichtiges juristisches und nicht-juristisches Know-how für kommende Herausforderungen und 

einen gelungenen Start.





Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

David Falkowski

Junior Partner  Rechtsanwalt

Konrad-Adenauer-Ufer 23

50668 Köln

E-Mail: david.falkowski@oppenhoff.eu

Tel.: +49 (0) 221 2091 497

Erfahren Sie mehr über uns und unsere Themen:

www.oppenhoff.eu

mailto:axel.wenzel@oppenhoff.eu

